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Aktuelle Debatte 

 

Brauer und Haag: Durch grün-schwarze Grundsteuerreform 
droht ein Kosten-Hammer für Eigenheim-Besitzer 
 
Besonders Menschen in Einfamilienhäusern werden durch Finanzminister Bayaz Reform künftig 
kräftig zur Kasse gebeten. 

 
Stephen Brauer, Mitglied des Arbeitskreises Finanzen der FDP/DVP-Fraktion im Landtag, 
kommentiert die aktuelle Debatte im Landtag: 
 
„Grün-Schwarz hatte wahrlich genug Zeit bei ihrer verkorksten Grundsteuerreform nachzubessern. 
Anstatt zu handeln, üben sich die beiden Regierungsfraktionen in Uneinsichtigkeit. Nur in Baden-
Württemberg wird das Grundstück ohne Gebäude bewertet. Dies führt zu großen Verwerfungen 
innerhalb der Gemeinden. Bauverbote und Bebauungsplangrenzen werden bei den 
Bodenrichtwerten häufig nicht beachtet. Ausbaden müssen dies einzig und allein die Steuerzahler, 
obwohl der Fehler beim Gesetzgeber und den Landesbehörden liegt. Auf viele Eigenheimbesitzer 
wird ein echter Kostenhammer zukommen. Das zeigt nun das neue Transparenzregister. Jetzt kann 
jeder ausrechnen, wer hier die Zeche zahlen wird.  
Das Land zieht sich bei Haftung für fehlerhafte Entscheidungen aus der Verantwortung. Ebenfalls das 
Versprechen der Aufkommensneutralität müssen die Kommunen für das Land erfüllen. Es kommt ans 
Licht, dass die Landesregierung einseitig die Besitzer von Ein- und Zweifamilienhäusern belasten 
wird. Das ist ein Bärendienst für die ohnehin schon kriselnde Bauwirtschaft und ein Schlag ins Gesicht 
für diejenigen, die mit ihrem Eigenheim Altersvorsorge betreiben wollten.“ 
 
Friedrich Haag, wohnungsbaupolitischer Sprecher der FDP/DVP Fraktion, sagte dazu:  
 
„Was als Versuch begann, ein verfassungswidriges System zu korrigieren, droht nun zu einem neuen 
Kostenhammer für viele Bürger zu werden. Die Reform aus dem grün geführten Finanzministerium 
trifft insbesondere Besitzer von Ein- und Zweifamilienhäuern hart – und das in einem Bundesland, 
wo diese rund 82 Prozent der Wohnhäuser ausmachen. Das Transparenzregister zeigt: 
Kostensteigerungen von mehreren hundert Prozent sind bei weitem kein Einzelfall.  
Wir brauchen Entlastungen statt weiterer Belastungen. 
Der grün-schwarze Sonderweg in Baden-Württemberg ist für viele Menschen in diesem Land weder 
aufkommensneutral, geschweige denn fair oder gerecht. 
Diese Reform belastet vor allem Menschen in Siedlungshäusern, deren Wohnfläche meist klein ist, 
aber das Grundstück groß. Das bedeutet auch: Die Landesregierung riskiert mit der neuen 
Grundsteuer für viele die Altersvorsorge ‚Eigenheim‘.“ 
 
 
 
  
 


